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Jörg Reinholz
Hafenstr. 67
34125 Kassel
☎ 0561 317 22 77
 0561 317 22 76
joerg.reinholz@fastix.org

Kassel, am 10.10.2015

Zu Protokoll der Geschäftsstelle

In Sachen 12 O 257/15

stelle ich den Antrag auf Prozesskostenhilfe.

Begründung:

Ich kann die Kosten des Verfahrens nicht tragen. Der Antrag auf Erlass der Verfügung hat Aussicht 
auf Erfolg.

Im Hinblick auf die Stellungnahme der Antragsgegnerin vom 23.09.2015 ist wie folgt weiter zu 
begründen:

1. Zur Wettbewerbereigenschaft

Die Antragsgegnerin und der Antragsteller sind Wettwerber. Um unnötige Wiederholungen dazu zu 
vermeiden verweise ich auch auf meinen Schriftsatz vom 07.03.2015 in der Sache 12 O 6/15 den 
die Antragsgegnerin selbst als Anlage „AG9“,  beginnend ab der handschriftlichen Markierung 
„205“ beifügte. Diesen Vortrag mache ich mir als auch für das neue Verfahren zu Eigen.

Das LG Düsseldorf hat in der Sache 12 O 6/15 die Verfügung erlassen, weil die Euroweb Internet 
GmbH eben nicht über 32 Standorte und über 640 Mitarbeiter verfügte, wie diese in der Werbung 
behauptete.

2. Zur Prozessfähigkeit

Erneut stützt sich die Antragsgegnerin auf das offensichtliche falsche Gutachten des Herrn Dr. Nau. 
Schon in der Sache 34 O 32/12 des LG Düsseldorf behauptete die Antragsgegnerin (als Beklagte), 
der Antragsteller (dortiger Kläger) sei  nicht prozessfähig. Das Gericht hat darüber im Beschluss 
vom 16.01.2013 befunden:

"Anzeichen für ein wahnhaftes Verhalten des Klägers in der mündlichen Verhandlung am 
21.11.2012 hat das Gericht nicht fest gestellt. Der Kläger hat auf alle Fragen sachlich 
angemessen geantwortet."

Jörg Reinholz, Hafenstr. 67, 34125 Kassel

Landgericht Düsseldorf
Geschäftsstelle

(vorab per Fax)
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In der Berufung des Klägers (die Klage wurde zunächst abgewiesen) wurde dann das auch hier 
verwendete „Gutachten“ vorgelegt. 

Das OLG befand dazu:

„Zweifel an der Prozessfähigkeit des Klägers bestehen nicht.“

Und weiter:

„An solchen Anhaltspunkte für die Annahme eines die Prozessfähigkeit ausschließenden 
Querulantenwahns fehlt es. Selbst eine rechthaberische, halsstarrige, unbelehrbare Person, 
die in ihrem Kampf gegen vermeintliches oder tatsächliches Unrecht jedes Maß des 
Schicklichen oder der Vernunft überschreitet, steht nicht von vornherein in diesem Verdacht 
(OLG Saarbrücken, Beschl. v. 12. Jan. 1998, 5 W 9/97, BeckRS 1998, 09679). Eine 
Prozessunfähigkeit ist nur gegeben, wenn die Partei nicht mehr in der Lage ist, andere 
Auffassungen zu diesem Themenkreis zu bedenken und die verfahrensmäßige Behandlung 
ihrer Ansprüche durch die Gerichte nachzuvollziehen (BGH, NJW 2000, 289, 290). Nur dann,
wenn die Vorstellungen von einer eindeutigen Beeinträchtigung ihrer Rechte nicht mehr nur 
den Charakter "überwertiger Ideen" tragen, sondern sich weiter intensivieren und Zweifel an 
der Rechtmäßigkeit der eigenen Position nicht mehr zugelassen werden, absolute 
Uneinsichtigkeit und Selbstgerechtigkeit sich mit einer Ausweitung des Kampfes vom 
ursprünglichen Gegner auf andere Menschen und Instanzen und schließlich die ganze 
Gesellschaft verbinden, kann der Verdacht einer expansiven Wahnentwicklung gehegt werden,
der eine sachverständige Feststellung der Prozessfähigkeit erforderlich machen würde (OLG 
Saarbrücken, Beschl. v. 12. Jan. 1998, 5 W 9/97, BeckRS 1998, 09679).

Davon kann im Streitfall nicht ausgegangen werden. Der Kläger mag Verfahren betreiben, die
andere nicht einleiten würden. Er mag Beteiligte, Richter und Rechtsanwälte mit 
ungerechtfertigten Vorwürfen überziehen und dabei scharfe, überspannte, zuweilen die 
Grenzen der Schmähkritik überschreitende Formulierungen verwenden. Es kann jedoch nicht 
übersehen werden, dass er immer wieder Anliegen verfolgt, denen eine gewisse Berechtigung 
nicht von vornherein abgesprochen werden kann, wie gerade das vorliegende Verfahren zeigt.
Auch der persönliche Eindruck, den der Senat vom Kläger gewonnen hat, hat keinerlei 
Anhaltspunkte für eine krankhafte Störung geliefert. Der Kläger hat im Rahmen seiner 
Anhörung vielmehr überzeugend darzulegen vermocht, dass er seinen Anspruch aus 
rationalen Erwägungen verfolgt und um die Grenzen des von ihm mit dem vorliegenden 
Verfahren Erreichbaren weiß. Nichts in seinem Auftritt ließ auch nur im Ansatz ein 
wahnhaftes Verhalten erkennen. Anderes behauptet auch die Beklagte nicht. Soweit ihr 
Prozessbevollmächtigter auf die Möglichkeit zur Vorbereitung der Anhörung hingewiesen hat,
verkennt er das Wesen wahnhaften Verhaltens, das sich gerade in einer eingeschränkten 
Einsichts- oder Steuerungsfähigkeit manifestiert. Eine bestehende "Kampfparanoia" hätte, 
wie der Privatgutachter der Beklagten Dr. N. insoweit zutreffend ausgeführt hat, erwarten 
lassen, dass eine gradlinige Verhandlungsführung an einem "roten Faden" entlang nicht 
möglich ist.“

(OLG Düsseldorf, I-20 U 66/13, Urteil vom 3. Juni 2014 in Sachen Reinholz ./. Euroweb Internet 
GmbH)

Das ist sehr deutlich und der Antragsgegnerin bekannt. Die Antragsgegnerin trägt ergo bewusst 
unwahr vor und verfolgt, wie auch der allergrößte Teil der Schrift vom 23.09.2015 aufzeigt, 
lediglich die Absicht, den Antragsteller zu verleumden. Es ist auch eine Frechheit, dem Gericht und 
den Gegnern hier einen erhöhten Aufwand zuzumuten, in dem dieser nicht Erfolg versprechende 
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Vortrag immer wieder gehalten wird.

3. Zu dem Verstoß der Falschangabe der Geschäftsführer:

Die Antragsgegnerin trägt im Schriftsatz vom 23.9.2015 auf Seite 3 vor:

„Zum damaligen Zeitpunkt waren die beiden genannten Personen geschäftsführende 
Gesellschafter der Euroweb Internet Group“.

Eine „Euroweb Internet Group“ existiert jedoch gar nicht! Es gibt allerdings eine „Euroweb Group 
GmbH & Co. KG“ (AG Düsseldorf, HRA 147919, welcher die beiden Herren Preuß und Fratzscher
als Geschäftsführer vorstehen. Antragsgegnerin ist aber die Euroweb Internet GmbH (AG 
Düsseldorf, HRB 42518), welche im streitgegenständlichen „Faktenblatt“ benannt wird. Deren 
Geschäftsführer ist auch derzeit allein Christoph Preuß.

Es ist offensichtlich, dass dem Gericht durch die aggressiv unwahre Behauptung, verbunden mit der
absichtlichen Falschreibung des Namens – insbesondere durch die Einfügung von „Internet“ und 
die Weglassung der Rechtsform „GmbH & Co KG“  dem Gericht vorsätzlich falsch vorgemacht 
werden sollte, dass auch der Herr Fratzscher Geschäftsführer der Antragsgegnerin sei.

Dieser Täuschungsversuch wird wie folgt verdeutlicht:

„Euroweb Internet GmbH“  - Tatsächliche Firma der Antragsgegnerin

„Euroweb Internet Group“  - Vorsätzliche Namensverfälschung in der Stellungnahme der 
Antragsgegnerin

„Euroweb Group GmbH & Co KG“ - Tatsächlicher Name der genannten Firma, um die es aber 
nicht geht.

Ein solch frecher Täuschungsversuch gegenüber dem Gericht mag nicht selten sein. Im 
Zusammenhang mit dem überlangen Schriftsatz, der nur wenig zur Sache beiträgt und sich in 
Verleumdungen erschöpft, die bis ins strafbare reichen (Vorwurf der Bedrohung durch das 
Katzenbild, Seite 26, 27 des Schriftsatzes vom 23.09.2015) ergibt sich aber, wie kriminell und 
verlogen die Antragsgegnerin tatsächlich ist.

4. Zu den falschen Umsätzen

A)
Schon die Formulierung „Der Antragsgegnerin wird untersagt sich zu bewerben“ verweist auf 
geschäftliches Bandeln, denn ein „bewerben“ kann stets nur eine „geschäftliche Handlung“ sein, 
erfolgt nämlich stets im geschäftlichen Verkehr. Die Einschränkung auf ein „Bewerben im 
geschäftlichen Verkehr“ ist also lediglich „doppelt gemoppelt“.

Zudem ist der endgültige Antrag durch den Anwalt in der mündlichen Verhandlung zu stellen.

B)
Der Antrag ist klar. Es soll nur die Bewerbung mit den überhöhten Umsatzzahlen für die Jahre 2008
bis 2011 verboten werden, wie in dem Faktenblatt geschehen, welches angebliche Umsatzzahlen für
die Jahre 2007 bis 2011 wieder gibt. Denn für das Jahr 2007 wurden darin keine überhöhte 
Umsatzzahl angegeben, sondern eine zu niedrige.
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Wenn die Antragsgegnerin und deren Anwälte das nicht erlesen können (was diese ja behaupten), 
dann sollen diese sich Hilfe holen, denn ohne diese Hilfe ist nämlich ausgerechnet deren 
Prozessfähigkeit zweifelhaft.

C)
Die Angabe des Konzernumsatzes nach dem IFRS ist unzulässig, wenn dieser Umstand nicht 
benannt wird.

In der Anlage „AG8“ (Schreiben – nicht etwa Beglaubigung – der „Trusted Advice“ vom 
18.09.2015 heisst es auf Seite 2:

„Folglich ist bei Aussagen zu Umsatzerlösen der Euroweb Internet GmbH streng darauf zu 
achten, auf welches Rechenwerk sich diese Aussagen beziehen, da ein Vermengen der beiden 
Rechenwerke wenig sinnvoll ist.“

und davor:

„Damit ist offensichtlich, dass die Konzernumsätze der Euroweb Internet GmbH nichts mit 
den Umsätzen im Einzelabschluss der Euroweb Internet GmbH des gleichen Jahres zu tun 
haben.“

In dem streitigen Faktenblatt wird nicht darauf hingewiesen, dass es sich (angeblich) um 
Konzernumsätze nach IFRS handelt. Die Euroweb Internet GmbH bewirbt sich auf deren 
Homepage (Beweis: Abruf von https://www.euroweb.de/) wie folgt:

• „Der professionelle Auftritt für Mittelständler.“
• „Sie sind Chef eines kleinen oder mittleren Betriebes?“

Damit ist klar, dass kleine und mittelständische Unternehmen Empfänger der Werbung sind, denn 
diese Werbung ist sehr genau an diese adressiert. Auf deren Horizont ist abzustellen.

Diese werden getäuscht, denn diese wissen nichts von angeblichen „Konzernumsätzen“ oder dem 
IFRS, der eben kein deutsches Normenwerk ist.. Wohl aber vom HGB. Also gehen diese bei dem 
vorliegenden Fehlen einer klar stellenden Angabe davon aus, dass es sich um Umsätze nach dem 
HGB handelt.

Die Täuschung des Verkehrs findet also erweislich statt.

D)
Die Verteidigung führt aus, die Bilanzvorschriften des HGB würden vorrangig die Interessen von 
Gläubigern und erst in zweiter Linie die Interessen potentieller Geschäftspartner schützen.

Damit räumt die Antragsgegnerin aber ein, dass die Vorschriften des HGB gerade auch die 
Interessen potentieller Geschäftspartner schützen. Die wollen nicht wissen welche Umsätze die 
Töchter der Euroweb Internet GmbH (womöglich auch noch untereinander!) gemacht haben, 
sondern gehen wegen des Fehlens eines anderen Hinweises davon aus, es handele sich um Umsätze 
nach dem HGB, also der Antragsgegnerin selbst. 

E)
Die von der „Trutsted Advice“ angeblich „geprüften“ Jahresabschlüsse der Euroweb Internet GmbH
(nach dem einfacheren HGB) wurden mehrfach ergänzt und korrigiert. Das Unternehmensregister 
weißt folgende Historie auf:
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02.07.2014:
Jahresabschluss zum Geschäftsjahr vom 01.01.2010 bis zum 31.12.2010
Ergänzung der Veröffentlichung vom 25.01.2012 

02.07.2014:
Jahresabschluss zum Geschäftsjahr vom 01.01.2012 bis zum 31.12.2012
Ergänzung der Veröffentlichung vom 05.05.2014

10.06.2014:
Jahresabschluss zum Geschäftsjahr vom 01.01.2011 bis zum 31.12.2011
Ergänzung der Veröffentlichung vom 14.02.2013

05.05.2014:
Jahresabschluss zum Geschäftsjahr vom 01.01.2012 bis zum 31.12.2012
Ergänzt am 02.07.2014

14.02.2013:
Jahresabschluss zum Geschäftsjahr vom 01.01.2011 bis zum 31.12.2011
Ergänzt am 10.06.2014

Offensichtlich sind diese mehrfach geänderten Jahresabschlüsse schlampig gefertigt und wurden 
dennoch von der Trusted Advice AG geprüft und bestätigt. Damit gibt aber die, dem Gericht 
vorgelegte Bestätigung der Trusted Advice AG nichts mehr her.

5. Unbeachtlicher Vortrag, materielle Prozessführung

Der weitaus größte Teil des Vortrags der Antragsgegnerin, insbesondere zu den Formerfordernissen 
erscheint hier völlig unbeachtlich. Deren Kanzlei Ralf Höcker ist hier inzwischen dafür bekannt, 
recht ausufernde Schriftsätze zu erstellen um darin das wesentliche zu verstecken, was hier auch 
versucht wurde. Ferner wird zu offenen Verfahren vorgetragen, die noch nicht rechtskräftig 
abgeschlossen sind und vor dem OLG einen ganz anderen Ausgang erwarten lassen. Zu einem 
guten Teil ergeht sich die Verteidigung in strafbaren Verleumdungen die zum Teil lächerlich aber 
auch lästig sind („Drohung“ durch das Katzenbild). 

Sollte ich also etwas übersehen haben, was das Gericht für wesentlich hält, so erbitte ich 
ausdrücklich einen Hinweis.

6. Zu den Parteien

Die Verteidigung behauptet, der Antragsteller wisse nicht was wahr und falsch sei und verkennt 
vollständig, dass sich allein aus dem noch immer unverändert veröffentlichten Faktenblatt gleich 
zwei Verstöße gegen Verfügungen des LG Düsseldorf ergeben:

• Behaupten eines eigenen Rechenzentrums
• Behaupten von 640 Mitarbeitern
• Behaupten von 32 Agenturstandorten

was der Euroweb Internet GmbH durch folgende, vom hiesigen Antragsteller bewirkten 
Verfügungen und Urteile verboten ist:

• LG Düsseldorf 34 O 5/12 / LG Düsseldorf 34 O 32/12 (OLG Düsseldorf I-20 U 66/13)
• LG Düsseldorf 12 O 6/15

Hierzu sind bereits Ordnungsmittelverfahren rechtskäftig mit einer Verurteilung abgeschlossen  (34 
O 5/12) bzw. in Gange (in der Sache 12 O 6/15, hat das LG gerade erst PKH gewährt) 
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Im Übrigen beginnt (wohl am 19.10.2015) in Leipzig gegen den Geschäftsführer der Antragstellerin
Christoph Preuß und mehrere Mitarbeiter ein umfangreicher Prozess wegen Betruges der folgende 
Sachen umfasst:

Anklage vom 29.07.2010 - 201 Ls 701 Js 56394/09,
Anklage vom 21.06.2011 - 201 Ds 701 Js 18380/11,
Anklage vom 23.02.2011 - 201 Ds 701 Js 46947/10,
Anklage vom 07.02.2011 - 201 Ds 701 Js 50960/10,
Anklage vom 30.11.2011 - 226 Ds 701 Js 57398/11,
Anklage m.d. Aktenzeichen - 201 Ds 802 Js 44607/10 und 
Anklage m.d. Aktenzeichen - 201 Ds 701 Js 63814/10

Falls also der Geschäftsführer der Euroweb Internet GmbH, Christoph Preuß, persönlich geladen 
wird könnte es sein, dass dieser in Handschellen vorgeführt wird. Die Sache findet dem 
Aktenzeichen nach vor dem Schöffengericht statt, was auf eine Straferwartung von 2 bis 4 Jahren 
hindeutet. Er hat Gelder und geschäftliche wie persönliche Beziehung ins Ausland (Schweiz, 
Balkan). Vielleicht kommt er auch gar nicht ...

7. Zur Eilbedürftigkeit

Durch Abwesenheit und die eingeschränkten Öffnungszeiten bedingt (Urlaub) habe ich die 
Zustellung des Schriftsatzes vom 23.9.2015 (welche des Umfangs wegen am 01.10.2015 in einer 
Postagentur erfolgte) erst am 08.10.2015 erhalten. Eine Reaktion am 10.10.2015 (heute) soll dem, 
hinsichtlich der Eilbedürftigkeit möglichen Vorwurf einer Prozessverschleppung entgegenwirken.

Die Verlängerung der Schriftsatzfrist, welche die Antragsgegnerin wohl besonders benötigte, um 
die nicht relevanten Schmähungen in dem überlangen und tatsächlich unsachlichen Schriftsatz vom 
23.9. aufzunehmen und sich Lügen auszudenken („Euroweb Internet Group“) habe ich ebenso 
wenig  zu vertreten wie das, durch den umfänglichen, querulatotischen Blödsinn der Verteidigung 
notwendige Lesen von mehr als 200 Seiten.

Klüger beraten hätte die Antragsgegnerin noch im PKH-Verfahren eine Unterlassungserklärung 
abgegeben und die Aussendung des „Faktenblattes“ eingestellt.  Beides geschah nicht.

Das Formblatt mit den Anlagen zur finanziellen Situation füge ich der Übersendung per Post bei, 
welche so zeitnah wie möglich erfolgt.

Mit freundlichen Grüßen

Jörg Reinholz (Rechtslaie)
Kassel, am 10. Oktober 2015


